reis-Blatt 


für den Kreis Gr. Werder 


1 monatlich 1,30 Danziger — 


Nr. 28 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 


und des Kreisausſchuſſes. 
N. f — 
Brückenſperrung! 


Die Aufzugsvorrichtung an der Portalbrücke über die 
nn bei Tiegenhof ſoll bis zum 16. d. Mts. erneuert 
werden 

Der Schiffsverkehr I Fahrzeuge mit hohem Aufbau. 
für die ein Oeffnen der Brücke erforderlich iſt, bleibt 
bis zum 16. d. Mts. geſperrt. 

Der Verkehr über die Brücke wird vorausſichtlich 
am 10. und 14. ds. Mts. geſperrt werden müſſen. 


Tiegenhof, den 5. Juli 1930. 
Der Landrat. 


Geſetz über Arbeitsvermittlung. 
Vom 27. 6. 1930. 
Le: 1; 

Für die öffentliche Arbeits vermittlung 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig wird 
in Danzig ein ſtaatliches Landesarbeits⸗ 
amt errichtet. 

Dieſem Landes arbeitsamt werden die 
Aufgaben, die bisher von den kommunalen 
itsämtern und Arbeitsnachweiſen 
chtlich der Arbeits vermittlung er⸗ 
find, übertragen. 


Nr. 2. 


E 
Ft 
It 


Ss 2. 
alb der Stadt Danzig ſind für 
begrenzte Bezirke dem Bedürfnis 
echende Zweigſtellen zu errichten. 
Senat erläßt eine Satzung für das 
eit3amt und beſtimmt Einrich⸗ 
tung und Sitz der Zweigſtellen. 


Di; 
Außerh 
t i e 
t 


88: 
Organe des Landesarbeitsamtes ſind: 
a) der ene e 
p) der Vorſtand. 


Der Need beſteht aus dem Vorſitzen⸗ 
den des Landesarbeitsamtes oder ſeinem Stellvertreter 


und je 6 Arbeitgebern und Arbeitnehmern als Beijiger. - 


Unter den Vertretern der Arbeitnehmer ſoll ſich mög⸗ 
lichſt ein Angeſtellter und eine Frau, unter den Vertre⸗ 
tern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer muß ſich minde⸗— 
ſtens je ein Vertreter der Landwirtſchaft befinden. 

Für jeden Beiſitzer wird ein Stellvertreter beſtellt. 
Die Stellvertreter erſetzen verhinderte Beiſitzer. Beim 
Ausſcheiden eines Beiſitzers iſt für den Reſt der Amts⸗ 
dauer ein neuer Beiſitzer zu beſtellen. Die Stellvertreter 
des Vorſitzenden und der Beiſitzer ſind berechtigt, an 
den Sitzungen des Verwaltungsausſchuſſes ohne beſchlie⸗ 
ßende Stimme teilzunehmen. 


858. 

Den Vorſitzenden des Landesarbeitsamtes und ſeinen 
Stellvertreter ſowie die Leiter der Zweigſtellen ernennt 
der Senat. 

Die Beiſitzer des F und die 
Stellvertreter werden auf Grund von Vorſchlagsliſten 
der wirtſchaftlichen Vereinigungen der ee und 
Arbeitnehmer vom Senat auf die Dauer von 5 Jah⸗ 
ren Anberäfen 


Neuteich, den 10. Juli 


1930 


Liegen mehrere ſolcher Vorſchlagsliſten vor, ſo ſind 
auf ſie die Arbeitgeberbeiſitzer nach der Zahl der be⸗ 
ſchäftigten Arbeitnehmer, die Arbeitnehmerbeſſtzer nach 
der Zahl der Mitglieder, die den vorſchlagenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinigungen im Bezirk des Landesarbeits⸗ 
amtes angehören, zu verteilen, in beiden Fällen unter 
billiger Berückſichtigung des Schutzes der Minderheiten. 

Werden keine Vorſchlagsliſten eingereicht oder ſind 
keine als Vorſchlagskörper geeigneten wirtſchaftlichen 
Vereinigungen vorhanden, ſo beſtellt der Senat die 
1 aus den Reihen der Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer 


§ 6. 
Der Verwaltungsausſchuß kann einen oder mehrere 
Unterausſchüſſe bilden, denen beſtimmte Rechte und 
Pflichten übertragen werden können. 


SER, 

Der Verwaltungsausſchuß und die Unterausſchüſſe 
ſind von dem Vorſitzenden nach Bedarf mindeſtens 
jedoch vierteljährlich einzuberufen. Sie müſſen einberu⸗ 
fen werden, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder es 
ſchriftlich verlangt. 


88. 

Der Verwaltungsausſchuß iſt oberſtes Organ des 
Landesarbeitsamtes und entſcheidet als letzte Inſtanz 
in allen die Verwaltung betreffenden Angelegenheiten 
endgültig, vorbehaltlich der Rechte des Senats als 
oberſte Verwaltungsbehörde. 

Der Verwaltungsausſchuß ſtellt Richtlinien für die 
Geſchäftsführung (Geſchäftsordnung) auf. 


8.9. 
Als Beiſitzer der Organe können nur Danziger 
Staatsangehörige berufen werden, die mindeſtens 25 
Nag alt und im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 


is Arbeitgeberbeiſitzer kann nur berufen werden, 
wer regelmäßig mindeſtens einen Arbeitnehmer be⸗ 
ſchäftigt oder Vertreter einer wirtſchaftlichen Vereini⸗ 
gung von Arbeitgebern iſt. Als Arbeitnehmerbeiſitzer 
kann nur berufen werden, wer regelmäßig als Arbeit⸗ 
nehmer tätig oder Vertreter einer wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigung von Arbeitnehmern iſt. 


8 10. 

Die Beiſitzer verwalten ihr Amt unentgeltlich als 
Ehrenamt. Ihnen werden ihre baren Auslagen erſtat⸗ 
tet. Was ihnen als Entſchädigung für entgangenen Ar⸗ 
beitsverdienſt oder Zeitverluſt zu gewähren iſt, beſtimmt 
die Satzung des Landesarbeitsamtes. 

9 

Ein Beiſitzer iſt vom Senat abzuberufen, wenn bei 
ihm die Vorausſetzungen für das Amt nicht mehr vor⸗ 
liegen oder wenn er ſeine Amtspflicht grob verletzt. 


s § 12. 

Die Arbeitnehmerbeiſitzer haben ihrem Arbeitgeber 
jede Einberufung zu einer Sitzung anzuzeigen. 

Den Arbeitgebern und ihren Angeſtellten iſt es un⸗ 
terſagt, Angeſtellte oder Arbeiter in der Uebernahme 
oder Ausübung des Beiſitzeramtes zu beſchränken oder 
ſie wegen der Uebernahme oder Ausübung des Amtes 
zu benachteiligen. 1 1 


Der Vorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden des Lan⸗ 
desarbeitsamtes oder ſeinem Stellvertreter und je einem 
Vertreter der a und Arbeitnehmer als Bei⸗ 
ſitzer. Dieſe werden Dom Senat auf Grund von Vor⸗ 


ſchlagsliſten der wirtſchaftlichen Vereinigungen ernannt. 
Die Beſtimmungen des § 4 Abſatz 2 und des $ 5 Ab⸗ 
ſatz 3 und 4 finden entſprechende Anwendung. 


9 
Der Vorſtand führt die Geſchäfte des Landesarbeits⸗ 
amtes und vertritt es gerichtlich und außergerichtlich. 
Die Satzung des Landesarbeitsamtes ($ 2 Abſ. 2) 
beſtimmt, inwieweit an Stelle des Vorſtandes der Vor⸗ 
ſitzende und ſein Stellvertreter die Geſchäfte des Lan⸗ 
desarbeitsamtes führen können. 
8 15. i 
Der Vorſitzende hat den Organen auf deren Wunſch 
jederzeit Auskunft über ſeine Geſchäftsführung zu ge⸗ 
ben. Mit ſeiner Zuſtimmung oder auf Beſchluß der 
Organe können die Beiſitzer Vorlegung von Büchern. 
Akten oder ſonſtigen Urkunden und Belegen verlangen. 


163 
Die Sitzungen der en und ihrer Ausſchüſſe ſowie 
der Fachausſchüſſe und Ausſchüſſe für Angeſtellte (SS 
20 ff.) ſind nicht öffentlich. 


5 17. | 

Die Organe und ihre Ausſchüſſe, die Fachausſchüſſe 
und die Ausſchüſſe für Angeſtellte faſſen ihre Beſchlüſſe 
nach Stimmenmehrheit, ſoweit dieſes Geſetz nichts Ab⸗ 
weichendes beſtimmt. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

§ 18. f ö 

Bei den Beſchlüſſen der Organe und ihrer Ausſchüſſe, 
ſowie der Fachausſchüſſe und Ausſchüſſe für Angeſtellte 
dürfen vorbehaltlich der Vorſchriften des Abſ. 2 und 
des § 19 Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
nur in gleicher Zahl mitwirken. Um die gleiche Stim⸗ 
menzahl herbeizuführen, beſtimmt erforderlichenfalls 
das Los, wer ausſcheidet. 0 

Abſatz 1 gilt inſoweit nicht, als darnach mehr als 
ein Drittel der geſamten Beiſitzer einer der Gruppen 
ausſcheiden müßte. 

2 8 19. 8 

Sind von einer Gruppe überhaupt keine Beiſitzer 
anweſend, ſo können Beſchlüſſe nicht gefaßt werden. 
In dieſem Falle kann der Vorſitzende anordnen, daß 
in der nächſten Sitzung über den Gegenſtand der Ab⸗ 
ſtimmung auch dann beſchloſſen werden kann, wenn 
von einer Gruppe wieder keine Beiſitzer erſcheinen. Die 
neue Sitzung muß in der durch die Satzung vorgeſchrie⸗ 
benen oder üblichen Weiſe anberaumt werden. Die La⸗ 
dung der Beiſitzer muß den Hinweis erhalten, daß über 
den Gegenſtand der Abſtimmung auch dann beſchloſſen 
werden kann, wenn nur von einer Gruppe Beiſitzer 
erſcheinen. 20 


N 8 
Nach Bedarf ſind bei dem Landesarbeitsamt und den 
Zweigſtellen Fachabteilungen und Abteilungen für An⸗ 
geſtellte zu bilden. a 


§8 21. 

Für jede Fachabteilung iſt ein Fachausſchuß zu bil⸗ 
den. Der Fachausſchuß tritt in allen Angelegenheiten. 
die ausſchließlich das Fach betreffen, an die Stelle des 
Verwaltungsausſchuſſes. In Angelegenheiten, die vor⸗ 
wiegend das Fach betreffen, iſt dem Fachausſchuß Gele⸗ 
genheit zur Aeußerung zu geben. 

Der Fachausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des 
Verwaltungsausſchuſſes oder ſeinem Stellvertreter als 
Vorſitzenden und Vertretern der Arbeitgeber und Ar⸗ 
beitnehmer. Die Beiſitzer ſind auf Vorſchlag der für 
das Fach zuſtändigen wirtſchaftlichen Vereinigungen 
aus dem Fach zu entnehmen, für das der Fachausſchuß 
gebildet iſt. Sie werden vom Senat beſtellt. Die Zahl 
der Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer muß 
gleich ſein. Die Zahl wird durch die Geſchäftsordnung 
(S 8 Abſ. 2) beſtimmt. 8 . 

Im übrigen finden; 8 4 Abſ. 2, § 5 Abſ. 2 und 3 und 
die S8 7, 9, 10, 11 und 12 entſprechende Anwendung. 

e § 22. 

Die Arbeitsvermittlung nichtgewerbsmäßiger Einrich⸗ 
tungen, die außerhalb des Landesarbeitsamtes ſtehen, 
insbeſondere nichtgewerbsmäßiger Arbeitsnachweiſe. 
unterſtehen der Aufſicht des Senats. 


80 


den. 


- Der Senat kann Vorſchriften über die Geſchäftsfüh⸗ 
rung ſolcher Einrichtungen erlaſſen. 

Der Senat iſt befugt, wenn Mißſtände trotz Verwar⸗ 
nung bei dieſer Einrichtung nicht abgeſtellt werden, 
ſie aufzulöſen. 5 5 

Nichtgewerbsmäßige Einrichtungen, deren Träger ei⸗ 
an e Partei oder Organiſation iſt, ſind unzu⸗ 
äſſig. 


a Sa 
„Nach Inkrafttreten des Geſetzes dürfen neue gewerbs⸗ 
mäßige und nicht gewerbsmäßige Einrichtungen zur Ar⸗ 
beitsvermittlung nicht errichtet werden. 


8 24. 

Gewerbsmäßige Stellenvermittlung iſt vom 2. Janu⸗ 
ar 1932 ab verboten. Mit dieſem Zeitpunkt erliſcht 
die Erlaubnis zum Gewerbebetrieb eines Stellenver⸗ 
mittlers. Denjenigen Stellenvermittlern, die zu dieſer 
Zeit das Gewerbe mindeſtens ſeit dem 2. Juni 1910 
auf Grund behördlicher Erlaubnis ausüben, iſt eine an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung zu gewähren, deren Höhe durch 
beſonderes Geſetz beſtimmt wird. 

Der Senat kann auch vor dem 31. Dezember 1931 
für einzelne Berufe die gewerbsmäßige Stellenver⸗ 
mittlung unterſagen. 


8:20, 

Gewerbsmäßiger Stellenvermittler im Sinne dieſes 
Geſetzes iſt, wer gewerbsmäßig 
1. die Vermittlung eines Vertrages über eine Stelle 

betreibt oder 
2. Gelegenheit zur Erlangung einer Stelle nachweiſt 

oder ſich zu dieſem Zweck mit Arbeitgebern oder 

Arbeitnehmern in beſondere Beziehungen ſetzt. 

Als gewerbsmäßige Stellenvermittlung gilt auch die 
gewerbsmäßige Herausgabe von Stellenliſten einſchließ⸗ 
lich ihnen gleichzuachtender Sonderdrucke und Auszüge 
aus periodiſchen Druckſchriften. Dagegen werden Zei⸗ 
tungen, Zeitſchriften, Fachblätter oder ähnliche peri⸗ 
odiſch erſcheinende Druckſchriften von den Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen nicht betroffen. 

Als gewerbsmäßige Stellenvermittlung gilt ferner 
die Zuweiſung von Arbeitnehmern, deren Arbeitskraft 
der Zuweiſende gewerbsmäßig dritten Perſonen für 
vorübergehende Beſchäftigung zur Verfügung ſtellt oh⸗ 
ne ſelbſt die Ausrüſtung mit den erforderlichen Werk⸗ 
zeugen und die ſozialen Verſicherungslaſten des Ar⸗ 
beitgebers für die vermittelten Perſonen zu überneh⸗ 
men. a g 


ö § 26. 

Die Aufnahme einer Arbeit iſt, ſoweit 
ſich das Arbeits verhältnis über die Dau⸗ 
er eines Tages hinaus erſtreckt, nur mit 
ſchriftlicher Genehmigung des Landesar⸗ 
beitsamtes zuläſſig. Dieſe Beſtimmung 
be t ſich nur auf Arbeitsplätze bei Ar⸗ 
b hmern, die der Kranken⸗ oder An⸗ 
g tenverſicherung unterliegen. 


8 
eh 
ne 
1 
5 Genehmigung iſt jedem Danzi⸗ 
e 
D 


E 


aats angehörigen zu erteilen. Wenn 
r Arbeitgeber dem Landesarbeits⸗ 
der Senat gegenüber verpflichtet 
a ausſchließlich ſeine Arbeitskräfte 
urch den öffentlichen Arbeitsnachweis 
einzuſtellen, wird dieſe Genehmigung 
nach den Beſtimmungen des S 29 erteilt. 

Ausländiſchen Arbeitnehmern iſt die 
Genehmigung nach Maßgabe der beſtehen⸗ 
ven Geſetze und Staatsverträge zu ertei⸗ 
en. 

Eine Genehmigung nach Abſ. 1 iſt nicht 
notwendig bei Einſtellung bei diploma⸗ 
tiſchen oder konſulariſchen Vertretungen. 

5 e a 

Wird die Genehmigung durch das Landesarbeitsamt 
verſagt, ſo ſteht ſowohl dem betroffenen Arbeitgeber 
wie Arbeitnehmer das Recht der Beſchwerde an den 
Verwaltungsausſchuß zu. Dieſer kann zur Erledigung 
dieſer Streitfälle einen Unterausſchuß gemäß § 6 bil- 


. 


) => 


In Fragen von grundſätzlicher Bedeutung kann ſo⸗ 
wohl der Vorſitzende des Ausſchuſſes ſowie die betroffe⸗ 
nen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Beſchwerde beim 
Senat einlegen, der ag entſcheidet. 


Ein Arbeitsverhältnis, das der nach § 26 vorge⸗ 
ſchriebenen Genehmigung l iſt nichtig. 


Die Arbeitsvermittlung hat dahin zu wirken, daß 
freie Stellen durch möglichſt geeignete Arbeitskräfte 
beſetzt werden. Dabei ſind einerſeits die beſonderen 
Verhältniſſe der freien Arbeitsplätze, andererſeits die 
berufliche und körperliche Eignung ſowie die perſön⸗ 
lichen Familienverhältniſſe und die Dauer der Arbeits⸗ 
Iojigfeit des Bewerbers zu berückſichtigen, ſoweit die 
Lage des Arbeitsmarktes he 


Die Arbeitsvermittlung iſt unparteiiſch, insbeſondere 
ohne Rückſicht auf die Zugehörigkeit zu einer Vereini⸗ 
gung, auszuüben. Die Frage nach der Zugehörigkeit zu 
einer Vereinigung iſt unterſagt. 

Die Frage nach der Zugehörigkeit zu einer Vereini⸗ 
gung iſt zuläſſig: 5 
1. ſoweit es ſich um Betriebe, die politiſchen, gewerk⸗ 

ſchaftlichen, konfeſſionellen, wiſſenſchaftlichen, künſt⸗ 
1 und ähnlichen Beſtrebungen dienen, han⸗ 
elt, \ 

2. wenn die Arbeitsvermittlung von einem Arbeits⸗ 
nachweis ausgeübt wird, der von einer wirtſchaft⸗ 
lichen Vereinigung von Arbeitnehmern errichtet iſt 
und ſatzungsgemäß nur an deren Mitglieder Arbeit 
vermittelt. 

a 

Den Arbeitsnachweiſen iſt es unterſagt, einen Arbeit⸗ 
nehmer zum Zwecke der Nichteinſtellung ungünſtig zu 
kennzeichnen oder ſonſt an einer Maßregelung von Ar⸗ 
beitnehmern oder an einer entſprechenden Maßnahme 
gegen Arbeitgeber mitzuwirken. Die Beſtimmungen des 
§ 34 werden hierdurch er rs 


Die Arbeitsvermittlung wird durch das Landesar⸗ 
beitsamt unentgeltlich ausgeübt. 

Andere nichtgewerbsmäßige Einrichtungen zur Urs 
beitsvermittlung dürfen Gebühren zur Deckung der 
Unkoſten erheben. Der Senat erläßt hierüber nähere 
Beſtimmungen. 39 


8 4 
Arbeitsvermittlung für Frauen ſind in der Regel 
durch Frauen auszuüben. Es ſind dafür nach Möglich⸗ 
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keit beſondere Abteilungen für Frauen unter weiblicher 


Leitung zu errichten. 


8 34. 

Soweit ein Tarifvertrag beſteht, darf die Vermitt⸗ 
lung beteiligter Arbeitnehmer an beteiligte Arbeitge⸗ 
ber, ſofern dem Arbeitsvermittler die Beteiligung be⸗ 
ſolger iſt, nur zu tariflich zuläſſigen Bedingungen er⸗ 
olgen. 

Soweit der Abſchluß eines Arbeitsvertrages gegen 
die im Beruf ortsüblichen Mindeſtlohnſätze verſtoßen 
würde, hat der Arbeitsvermittler eine Vermittlung ab- 
zulehnen. Im übrigen hat ſich der Vermittler einer 
Einwirkung auf die Lohnhöhe zu enthalten. Auskunfts⸗ 
erteilung über die ortsüblichen Lohnſätze gilt nicht 
als Einwirkung. 5 


8 35. 

Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, die wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitnehmer ſind berechtigt, bei 
Ausbruch und Beendigung eines Ausſtandes, oder bei 
Vornahme und Beendigung einer Ausſperrung dem 
Landesarbeitsamt ſchriftlich Anzeige zu machen. 

Iſt die ſchriftliche Anzeige erſtattet, ſo hat der Ar⸗ 
beitsvermittler den Arbeitſuchenden von der Tatſache 
des Ausſtandes oder der Ausſperrung Kenntnis zu 
geben und die Vermittlung nur dann vorzunehmen, 
wenn ſie trotzdem verlangt wird. 


Ebenſo dürfen ausſtändige oder ausgeſperrte Arbeit⸗ 


nehmer nur vermittelt werden, wenn die Tat⸗ 
ſache des Ausſtandes oder der Ausſperrung dem Arbeit⸗ 
geber vorher bekanntgegeben war. . 


a § 36. 
Der Arbeitsvermittler iſt berechtigt und auf Verlan⸗ 


— 


gen verpflichtet, Auskunft über Beſonderheiten einer 
offenen Stelle, die für den Arbeitſuchenden von Bedeu⸗ 
tung ſein können oder über beſondere Eigenſchaften ei⸗ 
nes Arbeitſuchenden, die für ſeine Eignung für die 
Stelle wichtig ſein können, zu geben, wenn ihnen dieſe 
Beſonderheiten oder beſondere Eigenſchaften amtlich 
bekannt geworden ſind und wenn es beſondere Um⸗ 
ſtände — namentlich die Aufnahme in die Hausgemein⸗ 
ſchaft — rechtfertigen. 


Zur Arbeitsvermittlung im Sinne dieſes Geſetzes 
gehört auch die Lehrſtellenvermittlung. Sie ſoll in Ver⸗ 
bindung mit der Berufsberatung erfolgen. 


Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſind verpflichtet, die 
zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Aus⸗ 
künfte zu erteilen. a 

Der Vorſitzende des Landesarbeitsamtes und die Lei⸗ 
ter der Zweigſtellen ſind brechtigt, die Beteiligten vor⸗ 
zuladen und zu vernehmen. Sie können für den Fall 
des Nichterſcheinens eine Geldſtrafe bis zu 100.— 
Gulden androhen und bei unentſchuldigtem Ausblei⸗ 
ben feſtſetzen. Gegen die Feſtſetzung iſt Beſchwerde an 
den Verwaltungsausſchuß 8g läſſis. 


Der Vorſitzende des Landesarbeitsamtes kann gegen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Beiſitzer des Verwal⸗ 
tungsausſchuſſes, die ſich ihren durch dieſes Geſetz 
auferlegten Pflichten entziehen, eine Ordnungsſtrafe 
bis zu 300 Gulden verhängen. Den Betroffenen 
ſteht die Beſchwerde an den Verwaltungsausſchuß of⸗ 
fen. Er iſt von der Mitwirkung bei der Entſcheidung 
über dieſe Beſchwerde ee 


Ordnungsſtrafen, die auf Grund der 88 38, 39 ver⸗ 
hängt ſind, werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 


8: 41 
Arbeitgeber und ihre Angeſtellten, die vorſätzlich 
Arbeitnehmer in der Ausübung des Beiſitzeramtes in 
den Organen oder Fachausſchüſſen des Landesarbeits⸗ 
amtes beſchränken oder ſie wegen Uebernahme oder 
Ausübung des Amtes benachteiligen, werden mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 300.— Gulden oder Haft beſtraft. 
8 42. f 
Wer eine nichtgewerbsmäßige Einrichtung zur Ar⸗ 
beitsvermittlung widerrechtlich unterhält, leitet oder 
Arbeitsvermittlung ausübt, wird mit Geldſtrafe bis 
zu 150.— Gulden oder en beitraft. 


Wer vorſätzlich oder fahrläſſig widerrechtlich gewerbs— 
mäßig Stellenvermittlung oder als Angeſtellter in ei⸗ 
nem ſolchen Betriebe Stellenvermittlung ausübt, wird 
mit Geldſtrafe bis zu 1000.— Gulden oder Gefängnis 
bis zu 2 Monaten beſtraft. 


§ 44. \ 
Arbeitgeber, die der nach $ 35 Abſ. 1 begründeten 
Pflicht zur Anzeige oder bei Ausbruch oder Beendi- 
gung eines Ausſtandes oder Vornahme und Beendi⸗ 
gung einer Ausſperrung nicht nachkommen oder darü⸗ 
ber vorſätzlich oder fahrläſſig unrichtige Angaben ma⸗ 


chen, werden mit Geldſtrafe bis zu 150.— Gulden 


oder Haft beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Landes⸗ 

arbeitsamtes ein. 
§ 45. 

Arbeitgeber, die ohne die nach s 26 vor⸗ 
geſchriebene Genehmigung des Landes⸗ 
arbeitsamtes einen Arbeitnehmer ein⸗ 
ſtellen, Arbeitnehmer, die ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung eine Stelle antreten, werden 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten und 
mit Geldſtrafe bis zu 1500. — © vder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf An⸗ 


trag des Landesarbeitsamtes ein. 


Dieſes Geſetzt 5 


46. 
rittam 1. 10. 1930 in Kraft. 
Bis zum 31. 12. 1930 5 
be 
6 


muß jeder Arbeitgeber 
ſchäftigten Arbeitneh⸗ 
vorgeſchriebene Geneh⸗ 


für die bei ihm 
mer die nach 8 2 


migung des Landesarbeitsamtes einho⸗ 
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len. Geſchieht dieſes nicht, jo iſt das Lan⸗ 


des arbeitsamt berechtigt, von ſich aus 
dem Arbeitnehmer die Stelle für den 
nächſtzuläſſigen geſetzlichen oder ver⸗ 
trags mäßigen Termin zu kündigen. 

Vor der Kündigung ſind die Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer zuhören. Die Kün⸗ 
digung hat dieſelbe Wirkung, als wenn 
ſie von dem Arbeitgeber erklärt worden 
wäre. Ihre Wirkung tritt mit der Zuſtel⸗ 
lung an den Arbeitnehmer ein. Dem Ar⸗ 
beitgeber iſt eine Abſchrift der Kündigung 
z uz uſtellen. 5 

Gegen dieſe Kündigung ſteht beiden Par⸗ 
teien binnen einer Woche ſeit Zuſtellung 
die Beſchwerde an den Verwaltungsaus⸗ 
ſchuß beim R zu. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſe 
gehen die Funktionen der Demobil 
chungsausſchüſſe auf das Landesarbeit 
Amt the; 


$ 48. f 
Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
en auch die in dem Geſetz über die Be⸗ 
chäftigung ausländiſcher Wanderarbei⸗ 
er in der Landwirtſchaft vom 29. 10. 1929 
G. Bl. S. 139) den öffentlichen Arbeits⸗ 
achweiſen und ihren Organen (Beru⸗ 
ungsausſchüſſe, Fachausſchüſſe) zuge⸗ 
wieſenen Aufgaben auf das Landesar⸗ 
beitsamt über. 


§ 49. 

Die SS 12 Ziffer 1, 16— 18 des Stellenvermitte⸗ 
lungsgeſetzes vom 2. 6. 1910 (RGBl. S. 860), dis 
Anordnung über Arbeitsnachweiſe vom 9. 12. 1918 
(RGBl. S. 1421 und die Verordnung vom 17. 2. 1919 
(RGBl. S. 201) werden e 


Die Beſtimmungen des Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetzes vom 28. 3. 1922 (Ge⸗ 
ſetzbl. S. 91) werden, ſoweit ſie die Ar⸗ 
beits vermittlung den Gemeinden über⸗ 
tragen, dahin abgeändert, daß anſtelle 
der Gemeindeverwaltungen das Landes⸗ 
arbeitsamt tritt. 

Danzig, den 27. Juni 1930. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Sahm. Arczynſki. 
Veröffentlicht. i 
Tiegenhof, den 4. Juli 1930. 


Der Landrat. 


Wucherblume. 


Auf Grund des $ 142 des Geſetzes über die Allge⸗ 
meine Landesverwaltung vom 30. 7. 1883 (G. S. S. 
195) und des 8 6 des Geſetzes über die Polizeiverwal⸗ 
tung vom 11. 3. 1850 (G. S. S. 265) wird mit Zu⸗ 
ſtimmung des Kreisausſchuſſes für den Umfang des 
Kreiſes Gr. Werder 1 verordnet: | 

Die im Kreisblatt Marienburg abgedruckte Polizei⸗ 
verordnung des Landrats in Marienburg vom 11. 6. 
1878, betreffend Vernichtung der gelben Wucherblumen 
wird hiermit aufgehoben. | 

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung im Kreisblatt in Kraft. . 

Die Herren Ortsvorſteher erſuche ich um ortsübliche 
Bekanntgabe. 

Tiegenhof, den 27. Juni 1930. 

Der Landrat. 

Nr. 


— — —— 


Vom Jugendamt — Amtsvormundſchaft — des Krei⸗ 
ſes Danziger Höhe in Danzig wird der Schmiedegeſelle 


n Druck und Verlag von R. Pech & W. Richert, Neuteich (Freie Stadt Danzig). 


3 


Hans Bank, zuletzt wohnhaft in Grebinerfeld, z. Zt. 
unbekannten Aufenthalts, geſucht. 5 

Die Herren Amts⸗ und Gemeindevorſteher, ſowie 
Landjägerbeamten des Kreiſes werden erſucht, nach dem 
Aufenthalt des Bank Ermittelungen anzuſtellen und 
im Ermittelungsfalle dem vorgenannten Jugendamt zum 
Aktenzeichen IV a 20 M Nachricht zu geben. 

Tiegenhof, den 1. Juli 1930. 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes Gr. Werder. 
Kreisjugendamt. 
Nr. 5. — 
Veterinärbezirk III. 

Der Regierungs⸗ und Veterinärrat Dr. Thoms iſt 
vom 7. Juli bis 5. Auguſt d. Is. beurlaubt. Seine 
Vertretung erfolgt durch Tierarzt Herzberg⸗Tiegenhof 
(Fernſprech⸗Nr. 50). i 

Ich erſuche die Ortsbehörden um ortsübliche Be⸗ 


kanntgabe. 


Tiegenhof, den 7. Juli 1930. 
Der Landrat. 


Anſtelle des verſtorbenen Trichinenſchauers Schulz 
in Groſchkenkampe habe ich die Ausübung der Trichi⸗ 
nenſchau in dem Trichinenſchaubezirk Grenzdorf, be⸗ 
ſtehend aus den Ortſchaften Grenzdorf A und B mit 
ſofortiger Wirkung dem Trichinenſchauer Ernſt Goertz 
in Groſchkenkampe übertragen. : 

Im Falle jeiner Behinderung wird er durch den 
Trichinenſchauer Gröning in Stobbendorf vertreten. 

Ich erſuche die in Frage kommenden Ortsvorſteher 
um ortsübliche Bekanntgabe. 5 

Tiegenhof, den 2. Juli 1930. 

Der Landrat. 
N 


Grenzöffnungszeiten an der Kittelsfähre. 

Unter Bezugnahme auf meine Kreisblattbekanntma⸗ 
chung vom 17. 6. d. Is. — Kreisblatt Nr. 25 — wei⸗ 
ſe ich darauf hin, daß die Grenzöffnungszeiten an der 
Kittelsfähre an den Sonn⸗ und Feiertagen während 
des Sommerhalbjahres auf die Zeit von 5½ bis 6, 8 
bis 12, 14 bis 15 und 19 bis 21 Uhr erweitert wor⸗ 
den ſind. 

Die in Frage kommenden Ortsbehörden erſuche ich 
um ortsübliche Bekanntgabe. 

Tiegenhof, den 4. Juli 1930. 

Der Landrat. 
RVCGVCGCCCCTCTCT0C0(T(T(T(ç0( ( 
Perſonalien. 

Der Arbeiter Hermann Pawlowski in Schönhorſt iſt 
zum ſtellvertretenden Schöffen der Gemeinde Schönhorſt 
gewählt und von mir beſtätigt worden. 

Tiegenhof, den 30. Juni 1930. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Zur Bekanntmachung vom 26. Juni 1930. 

Der Vermögensſteuertarif iſt nicht auf Sätzen „von 
Hundert“ ſondern „von Tauſend“ abgeſtellt, mithin 
2, 3, 4 und 5 v. Tauſend. 

Danzig, den 30. Juni 1930. 

| Steueramt I und II. 


Freie Lehrerſtelle. 8 
Die Lehrerſtelle an der ev. Schule in Mielenz iſt 
zu beſetzen. Befähigung für den Organiſtendienſt er⸗ 
forderlich. Bewerbungen mit Zeugnisabſchriften ſind 
bis 1. Auguſt an Herrn Gutsbeſitzer Pohlmann in 
Mielenz einzureichen. 
Kalthof, den 3. Juli 1930. 
| Der Schulrat. Weidemann. 


Die Dorfſtraße in der Gemeinde Gr. Mausdorf von 
der Bäckerei bis zur Käſerei wird von Montag, den 
7. Juli 1930, wegen Umpflaſterung, bis auf weiteres 
geſperrt. 

Gr. Mausdorf, den 3. Juli 1930. 


Der Gemeindevorſteher. Rewitz. 


ER 


